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V

Vorwort zur Aktualität 

Die Thematik der digitalisierten Personalauswahl und der Zulässigkeit algorithmenbasierter 

Verfahren der Eignungsdiagnostik ist im Kern eine beschäftigtendatenschutzrechtliche The-

menstellung. Welche Informationen darf der Arbeitgeber über den einzelnen Bewerber erfah-

ren und welche Methoden darf er diesbezüglich anwenden? Welche Transparenz- und Rück-

sichtnahmepflichten hat der Arbeitgeber zu wahren, wenn technische Systeme, Algorithmen 

und automatisierte Test- und Analyseverfahren eingesetzt werden? Welche (Diskriminie-

rungs-)Risiken drohen, wenn die Entscheidungsstrukturen des Algorithmus durch künstliche 

Intelligenz erlernt bzw. generiert werden? Diese konkreten Fragestellungen münden letztend-

lich in der übergeordneten Fragestellung, ob es im digitalisierten Bewerbungsverfahren eines 

besonderen Schutzes des Bewerbers bedarf, welcher im Gesetz einen Niederschlag finden 

muss. Sämtliche Ausführungen dieser Dissertation lassen sich darauf zurückführen. 

Dass das Beschäftigtendatenschutzrecht ein lebhaftes Rechtsgebiet ist, konnte ich während 

des Zeitraums der Fertigung dieser Dissertation mehrfach miterleben. Am 30.03.2023, ledig-

lich drei Wochen vor dem Zeitpunkt der Abgabe dieser Dissertationsschrift, äußerte der EuGH 

deutliche Zweifel, ob der § 23 Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsge-

setzes (HDSIG) den Vorgaben des Art. 88 Abs. 1 und 2 DS-GVO entspricht. Diese landesrechtliche 

Regelung ist mit § 26 Abs. 1 BDSG, der zentralen Vorschrift des nationalen Beschäftigtendaten-

schutzrechts gleichlautend, sodass aktuell in beschäftigtendatenschutzrechtlichen Streitigkeiten 

eine zusätzliche Unsicherheit darüber besteht, welche Normen Anwendung finden. Das genannte 

Urteil wird den nationalen Gesetzgeber voraussichtlich dazu drängen, die bereits bestehenden 

Bemühungen zum Erlass eines eigenständigen Beschäftigtendatenschutzgesetzes zu intensivie-
ren.  

Um die Aktualität dieser Dissertation zum Zeitpunkt der Veröffentlichung zu wahren, wurde das 

benannte Urteil des EuGH nachträglich, nach Rücksprache mit dem Vorsitzenden der Prüfungs-

kommission (Professor Dr. Sebastian Kolbe) und meinem Doktorvater (Professor Dr. Benedikt 

Buchner), berücksichtigt. Die deshalb vorgenommen Änderungen beschränken sich überwiegend 

darauf, dass die allgemeinen Legitimationstatbestände der DS-GVO nunmehr an die Stelle des 

§ 26 Abs. 1 S. 1 BDSG treten. Quellenangaben und Fußnoten beziehen sich teilweise weiterhin auf 
die spezifisch beschäftigtendatenschutzrechtlichen Kommentierungen zu § 26 BDSG. 
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